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Verzugszinsen für ein zum Zwecke des Hauskaufs aufgenommenes, zwischenzeitlich aber fällig gestelltes Darlehen sind keine Kosten der
Unterkunft.
I. Die Berufung gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bayreuth vom 31.05.2016 wird zurückgewiesen.

II. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind zuletzt noch höhere Leistungen für Unterkunft und Heizung im Rahmen der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes
(Arbeitslosengeld II - Alg II -) gemäß dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) für die Zeit vom 01.12.2010 bis 31.10.2011 unter
Berücksichtigung von Darlehenszinsen.

Die Klägerin bewohnte ein ihr gehörendes Eigenheim. Nachdem sie dieses veräußern musste, zahlte sie ab 01.11.2011 Miete an den neuen
Eigentümer. Bis zu diesem Zeitpunkt fielen für das Haus Nebenkosten für Abfallgebühren, Abwasserabgabe, Wasser und
Gebäudeversicherung in Höhe von insgesamt 56,49 EUR monatlich an. Das für den Hauserwerb ursprünglich aufgenommene Darlehen
wurde bereits zum 10.05.2010 bzw. 05.10.2010 fällig gestellt und war in voller Höhe zurückzuzahlen. Seither hatte die Klägerin
Verzugszinsen zu zahlen. Am 25.11.2010 erhielt die Klägerin eine Nachzahlung von Arbeitslosengeld in Höhe von 3.868,80 EUR.

Erstmals am 25.11.2010 beantragte die Klägerin Alg II. Die Wohnung sei ca. 70 m² groß und verfüge über einen Kfz-Stellplatz.
Haushaltstrom und Kosten für die Stromheizung zahle sie direkt an den Energieversorger. Das Warmwasser werde dezentral bereitet. Im
Haus gebe es einen gesonderten Stromzähler für den Heizungsstrom.

Nach der Abrechnung des Energieversorgers hatte die Klägerin bis 31.03.2011 einen Abschlag in Höhe von 96,00 EUR für Strom zu zahlen.
Mit der Abrechnung vom 18.06.2011 wurden die Abschlagszahlungen auf 356,00 EUR monatlich beginnend ab 29.07.2011 und endend am
30.03.2012 festgesetzt. Mit der weiteren Rechnung des Energieversorgers vom 28.05.2012 setzte dieser die Abschlagszahlung ab
13.07.2012 auf monatlich 408,00 EUR fest, wovon 331,00 EUR auf Heizungsstrom entfielen.

Mit Bescheid vom 08.01.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.10.2014 lehnte der Beklagte die Bewilligung von Alg II für
die Zeit vom 25.11.2010 bis 30.04.2011 wegen Anrechnung des auf sechs Monate aufzuteilenden Einkommens (Arbeitslosengeld) ab. Vom
01.05.2011 bis 31.10.2011 bewilligte der Beklagte einen Regelbedarf in Höhe von 364,00 EUR und als Kosten für die Unterkunft 56,49 EUR
sowie als Kosten für die Heizung 93,00 EUR.

Dagegen hat die Klägerin Klage zum Sozialgericht Bayreuth (SG) erhoben. Die Nachzahlung von Arbeitslosengeld sei als einmalige
Einnahme anzusehen und nicht auf sechs Monate aufzuteilen. Zudem seien die tatsächlichen Heizkosten ebenso zu berücksichtigen wie die
wegen des Hausdarlehens zu zahlenden Schuldzinsen. Die Zuwendungen der dritten Person seien nicht als Einkommen anzurechnen. Ihr
stünde ein Mehraufwand für die Erzeugung des Warmwassers zu.

Mit Gerichtsbescheid vom 31.05.2016 hat das SG den Beklagten unter anderem verurteilt, weitere Leistungen nach dem SGB II für
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Dezember 2010 in Höhe von 468,89 EUR, für die Zeit vom 01.01.2011 bis 31.03.2011 in Höhe von monatlich 482,26 EUR, für April 2011 in
Höhe von 428,86 EUR, für die Zeit vom 01.05.2011 bis 30.06.2011 in Höhe von 185,37 EUR sowie für die Zeit vom 01.07.2011 bis
31.10.2011 in Höhe von 466,61 EUR zu zahlen. Im Übrigen hat es die Klage abgewiesen. Das nachgezahlte Arbeitslosengeld sei als
einmalige Einnahme lediglich im November 2010 anzurechnen. Daher bestünde für den Monat November kein Anspruch auf Alg II. Für die
Zeit vom 01.12.2010 bis 30.04.2011 habe die Klägerin einen Anspruch auf den Regelbedarf sowie ab 01.01.2011 auf einen Mehrbedarf für
die dezentrale Warmwassererzeugung nach § 21 Abs. 7 SGB II in Höhe von 8,37 EUR. Zudem habe sie Anspruch auf die für die Unterkunft zu
zahlenden Betriebskosten in Höhe von monatlich 56,49 EUR und von Heizkosten für die Zeit vom 01.12.2010 bis 31.03.2011 in Höhe von
53,40 EUR. Im April 2011 sei kein Stromabschlag zu zahlen gewesen. Die Höhe der Heizkosten ergebe sich aus dem prozentualen Anteil des
für die Heizung erforderlichen Stromes aus einer Abrechnung vom 22.05.2010. Hiernach entfielen 55,63 % der gesamten Stromkosten auf
die Heizungsenergie. Eine weitere Beheizung des Hauses mit Holz habe die Klägerin ebensowenig nachweisen können wie eine Zahlung von
Darlehenszinsen, zumal Darlehenszinsen nach der Fälligstellung der Darlehen nicht mehr zu zahlen waren. Zahlungen einer dritten Person
an die Klägerin in diesem Zeitraum seien nicht als Einnahme zu berücksichtigen. In der Zeit vom 01.05.2011 bis 31.10.2011 seien als
Unterkunftskosten monatlich 56,49 EUR für die Betriebskosten zu berücksichtigen. Kosten für die Heizung seien im Mai und Juni 2011 nicht
angefallen, denn die Klägerin habe in diesen Monaten keine Abschläge an den Energieversorger zu zahlen gehabt. In der Zeit von Juli 2011
bis März 2012 entfielen von der Abschlagszahlung an den Energieversorger in Höhe von insgesamt 356,00 EUR nach der späteren
Gesamtabrechnung 79 % auf Heizkosten (2.921,64 EUR). Somit ergebe sich ein monatlicher Abschlag in Höhe von 281,24 EUR als
Heizungsstrom. Die Heizungskosten seien in voller Höhe zu erstatten. Eine Deckelung der Heizkosten auf die nach Ansicht des Beklagten
angemessenen Heizkosten setze ein Kostensenkungsverfahren voraus, das vorliegend nicht durchgeführt worden sei.

Dagegen hat die Klägerin Berufung zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) erhoben.

Die Klägerin beantragt, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Bayreuth vom 31.05.2016 aufzuheben und den Beklagten unter
Abänderung des Bescheides vom 08.01.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31.10.2014 zu verurteilen, höhere Leistungen
für Unterkunft und Heizung für die Zeit ab 01.12.2010 bis 31.10.2011 unter Berücksichtigung der Darlehenszinsen zu zahlen.

Der Beklagte beantragt, die Berufung zurückzuweisen.

Er hält die Entscheidung des SG für zutreffend.

Zur Ergänzung des Tatbestandes wird auf die beigezogenen Akten des Beklagten sowie die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug
genommen.

Entscheidungsgründe:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung (§§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz - SGG -) ist zulässig, aber nicht begründet. Das SG hat
die Klage im Übrigen zu Recht abgewiesen. Der Klägerin stehen für die zuletzt allein noch streitgegenständliche Zeit vom 01.12.2010 bis
31.10.2011 keine höheren Leistungen für Unterkunft und Heizung zu.

Der Streitgegenstand ist durch die Klägerin auf die Übernahme höherer Kosten für Unterkunft und Heizung zulässigerweise beschränkt
worden (ständige Rechtsprechung des BSG seit Urteil vom 07.11.2006, B 7b AS 8/06 R - veröffentlicht in juris). Zudem ist der Anspruch auf
höhere Kosten für Unterkunft und Heizung auf die Zeit vom 01.12.2010 bis 31.10.2011 von der Klägerin eingegrenzt worden. Für die Zeit ab
01.11.2011 hat sie Miete an den Erwerber ihrer Immobilie zu zahlen gehabt. Ab diesem Zeitraum hat der Beklagte die vollen
Unterkunftskosten entsprechend dem hier angegriffenen Gerichtsbescheid des SG zu zahlen.

Für den streitgegenständlichen Zeitraum steht der Klägerin kein Anspruch auf Übernahme höherer Unterkunfts- und Heizungskosten zu.
Diesbezüglich wird gemäß § 153 Abs. 2 SGG auf die Entscheidungsgründe des Gerichtsbescheides des SG verwiesen. Das SG hat zutreffend
die von der Klägerin zu zahlenden Nebenkosten berücksichtigt. Hinsichtlich der für die Heizung des Wohnhauses erforderlichen Stromkosten
hat es aus den vorgelegten Rechnungen und Abschlagszahlungen der Klägerin den entsprechenden Heizbedarf in zutreffender Weise
ermittelt. Eine Berücksichtigung von Darlehenszinsen für die Zeit, in der das Wohnhaus noch der Klägerin gehörte, ist nicht möglich. Zum
einen waren die Darlehen bereits in voller Höhe fällig gestellt worden, so dass lediglich Verzugszinsen für eine verspätete Rückzahlung der
Darlehenssumme anfielen. Zum anderen konnte die Klägerin trotz Nachfrage des SG auch im Berufungsverfahren nicht nachweisen, dass
sie in der streitgegenständlichen Zeit Darlehenszinsen habe zahlen müssen.

Die Berufung war somit zurückzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.

Gründe, die Revision nach § 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG zuzulassen, sind nicht ersichtlich.
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